was folgt: 
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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


3 Nr. 18. —— 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Einführung der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. in den Graffchaften 
Wernigerode und Stolberg, S. 245. — Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Gewerbebetriebes im 
Umherziehen und einige Abänderungen des Geſetzes wegen Entrichtung der Gewerbeftener vom 30. Mai 
1820., S. 247. — Verordnung, die Entſchädigungen der Strafanſtaltsbeamten bei der Be 

ſchaͤftigung von Gefangenen außerhalb der Anſtalt betreffend, S. 257. — Allerhöchſter Erlaß, 
betreffend die Errichtung einer fünften Königl. Eiſenbahn-Kommiſſion für die Verwaltung der Oſtbahn 
mit dem Sitze in Thorn, S. 258. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872. 
durch die Regierungs⸗Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 259. 


(Nr. 8427.) Geſetz, betreffend die Einführung der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. 
in den Grafſchaften Wernigerode und Stolberg. Vom 18. Juni 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen zur Ausführung des $. 181. der eng vom 13. Dezember 1872. 
(Geſetz-Samml. 1872. S. 661.), mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, 


Sl. 

Mit dem 1. Oktober 1876. tritt in den Grafſchaften Wernigerode Stolberg⸗ 
Stolberg mit dem vormaligen Amte Heringen und Stolberg-Roßla mit dem 
vormaligen Amte Kelbra die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. in allen 
275 1 8 jedoch unter Ausſchluß des §. 181. mit nachſtehenden Maßgaben 
in Kraft: 

1) Die Ernennung der Amtsvorſteher und deren Stellvertreter ($$. 56. 
57), ſowie die Beſtellung kommiſſariſcher Amtsvorſteher ($. 58.) er⸗ 
folgt in den 1 Grafſchaften nach Anhörung der Beſitzer der⸗ 
jelben, des Grafen zu Stolberg- Wernigerode, beziehungsweiſe des 
Grafen zu Stolberg⸗Stolberg und des Grafen zu Stolberg⸗Roßla, 
unbeſchadet des dem Kreistage nach $$. 56. 57. zuſtehenden Vorſchlags— 
rechtes. 

2) Der Landrath des Kreiſes Wernigerode wird nach Anhörung des 
Grafen zu Stolberg-Wernigerode vom Könige ernannt. Das der 
Kreisverſammlung gemäß $. 74. zuſtehende Vorſchlagsrecht wird hier⸗ 
durch nicht berührt. 

Jahrgang 1876. (Nr. 8427.) b 36 3) Die 


Ausgegeben zu Berlin den 13. Juli 1876. 


EU. 


3) Die Grafen zu Stolberg-Wernigerode, Stolberg-Stolberg und Stolberg. 
Roßla find befugt, das in dem Kreiſe Wernigerode, beziehungsweiſe 
Sangerhauſen ihnen zuſtehende Recht der Theilnahme an den von den 
Wahlverbänden der größeren Grundbeſitzer zu 1 Wahlen 
von Kreistagsabgeordneten durch Stellvertreter in gleicher Weiſe, wie 
die Mitglieder der regierenden Häuſer ($. 97. 5.) auszuüben. 


$. 2. 
In den Grafſchaften Wernigerode und Stolberg iſt noch vor dem im 
8 1. gedachten Zeitpunkte zur Wahl der Gemelndeserſteher und Schöffen zur 
Bildung der Amtsbezirke und zur Ernennung oder Beſtellung der Amtsvorſteher 
in Gemäßheit der Vorſchriften der Kreisordnung zu ſchreiten. 


. 3. 

Von dem im $. 1. angegebenen Zeitpunkte ab treten die von den Grafen 
zu Stolberg in den F. 1. bezeichneten Gebieten beſtellten Polizeioberbeamten, 
Medizinal⸗ und Lokalbeamten, ſowie die gräfliche Regierung und das mit ihr 
verbundene Medizinalkollegium in Wernigerode außer Wirkſamkeit. 

Die Befugniſſe und Obliegenheiten dieſer Behörden gehen, mit allen 
Nutzungen und Laſten, auf die nach der Kreisordnung oder den fonft beſtehenden 
allgemeinen Vorſchriften zuſtändigen ſtaatlichen oder kommunalen Behörden über. 


§. 4. 


Die durch Aufhebung der gräflichen Behörden ($. 3.) disponibel werdenden 
öffentlichen Beamten der Grafen zu Stolberg find mit ihrem derzeitigen Gehalte, 
Dienſtalter und Range in den unmittelbaren Staatsdienſt zu übernehmen, oder 
geeigneten Falles für Rechnung der Staatskaſſe mit Wartegeld oder Penſion in 
den Ruheſtand zu verſetzen. Lehnt einer dieſer Beamten die anderweite Anſtellung 
ab, ſo iſt er mit Penſion in Ruheſtand zu ſetzen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 18. Juni 1876. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. Friedenthal. 


* 
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(Nr. 8428.) Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen und 
einige Abänderungen des Geſetzes wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer vom 
30. Mai 1820. Vom 3. Juli 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: 92 


Weer außerhalb feines Wohnortes, ohne Begründung einer gewerblichen 
Niederlaſſung und ohne vorgängige Beſtellung, in eigener Person 

1) Waaren irgend einer Art, mit Ausſchluß der ſelbſtgewonnenen Erzeug⸗ 
niſſe der Land- und Forſtwirthſchaft, des Garten- und Obſtbaues, der 
Jagd und des Fiſchfanges, feilbieten, 

2) Waaren irgend einer Art bei anderen Perſonen, als bei Kaufleuten, 
oder an anderen Orten, als in offenen Verkaufsſtellen zum Wieder⸗ 
verkauf ankaufen, 1 

3) Waarenbeſtellungen aufſuchen, 

4) gewerbliche oder künſtleriſche Leiſtungen oder Schauſtellungen, bei 
feli ein höheres wiſſenſchaftliches oder Kunſtintereſſe nicht obwaltet, 
eilbieten 

will, unterliegt der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen. 


F. 2. 
Der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen nicht unterworfen ſind: 
1) Kaufleute, Fabrikanten und andere Perſonen, welche ein ſtehendes 
Gewerbe betreiben, ſowie die in deren Dienſten ſtehenden Reiſenden, 
welche außerhalb des Ortes ihrer gewerblichen Niederlaſſung, beziehungs⸗ 
weiſe der gewerblichen Niederlaſſung ihrer Geſchäftsherren, 
a) Waarenbeſtellungen ſuchen, wenn ſie von den Waaren, auf welche 
ſie Beſtellungen ſuchen, nur Proben oder Muſter mit ſich führen, 
b) Waaren aufkaufen, wenn ſie die aufgekauften Waaren nur Behufs 
deren Beförderung nach dem Beſtimmungsorte mit ſich führen; 
2) Diejenigen, welche ausſchließlich im Meß- und Marktperkehr die im 
F. 1. unter 1. bis 3. bezeichneten Arten des Gewerbebetriebes ausüben; 
3) Diejenigen, welche ſelbſtgewonnene Waaren, hinſichtlich deren dies nach 
Landesgebrauch hergebracht ift, zu Waſſer verfahren und vom Fahr⸗ 
zeuge aus feilbieten 
4) Gewerbetreibende, welche außerhalb ihres Wohnortes bei öffentlichen 
Feſten, Truppenzuſammenziehungen und anderen außergewöhnlichen 
Gelegenheiten ſolche Waaren, hinfichtlich deren dies von den zuſtän⸗ 
digen Behörden geſtattet ift, feilbieten; 
5) Gewerbetreibende, welche in nicht größerer Entfernung als 15 Kilo— 
meter vom Wohnorte 
(Nr, 8428) 36* a) ſelbſt⸗ 


Gegenſtand der Be, 
ſteuerung. 


Ausnahmen. 


Gewerbebetrieb der 
Ausländer. 


Beſteuerung als 


ſtehender Gewerbe, 


betrieb. 


a) ſelbſtverfertigte Waaren, welche zu den Gegenſtänden des Wochen⸗ 


marktverkehrs 
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gehören, feilbieten, 


b) gewerbliche Leiſtungen, hinſichtlich deren dies nach Landesgebrauch 
Mae it, anbieten, 


e) das Muſikergewerbe ausüben; 


6) Gewerbetreibende, 


* 


welche außerhalb ihres Wohnortes, aber innerhalb 


des Gemeindebezirks und der etwa durch beſondere Anordnung der 


Regierung dem G 
geſtellten nächſten 
oder Leiſtungen fe 


emeindebezirk des Wohnortes in dieſer Hinſicht gleich 
Umgebung deſſelben Waaren aufkaufen, Waaren 
ilbieten, oder Waarenbeſtellungen ſuchen. 

§. 3 


5 


In Betreff der e außerdeutſcher Staaten, welche weder ihren 
8 


Wohnſitz noch eine gewer 


liche 


tiederlaffung in einem deutſchen Staate haben, 


treten, ſofern nicht durch Verträge oder Vereinbarungen oder durch Anordnungen 


des Finanzminiſters anderwe 
Beſtimmungen ein: 
1) Dieſelben ſind der 


ite Feſtſetzungen getroffen ſind, nachſtehende beſondere 


Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen auch 


dann unterworfen, wenn ſie ſelbſtgewonnene e der Land⸗ und 


Forſtwirthſchaft, des Garten- und Obſtbaues, der 


agd und des Fiſch— 


Rt 922 1 vorgängige Beſtellung in eigener Perſon feilbieten wollen 
NET). 


2) Die Beſtimmungen des $. 2. finden auf dieſelben und auf die in ihren 


Dienſten ſtehenden 
Geſchäft Waaren 


Reiſenden, welche für deren im Auslande betriebenes 
aufkaufen oder Waarenbeſtellungen ſuchen (§. 2. 


Nr. J.), keine Anwendung. 

3) Aller Handel (Verkauf und Ankauf von Waaren und Suchen von 
Waarenbeſtellungen) der Ausländer auf Meſſen und Jahrmärkten bleibt 
von der Gewerbeſteuer frei. 

4) Desgleichen iſt ihnen das Feilbieten von Verzehrungsgegenſtänden, 
welche zu den Gegenſtänden des Wochenmarktverkehrs gehören, und 
der Waarenankauf auf Wochenmärkten gewerbeſteuerfrei geſtattet. 

5) Die Regierungen ſind ferner ermächtigt, ihnen das Feilbieten ſolcher 


den Gegenſtänden 


, Hose Erzeugniſſe und ſelbſtverfertigten Waaren, welche zu 


des Wochenmarktverkehrs gehören, im Umherziehen 


innerhalb eines näher zu beſtimmenden, nicht über fünfzehn Kilometer 
von der Grenze zu erſtreckenden Bezirks gewerbeſteuerfrei zu geſtatten. 


8.4 


Die im H. 2. aufgeführten, ſowie alle anderen der Steuer vom Gewerbe— 


betriebe im Amherziehen nich 


t untetliegenden Arten der Ausübung des Gewerbe— 


betriebes außerhalb des ee und ohne Begründung einer gewerblichen 


Niederlaſſung werden hinſich 


tlich der Beſteuerung der Preußiſchen und der einem 


anderen Deutſchen Staate angehörigen Gewerbetreibenden, ſowie derjenigen aus⸗ 


ländiſchen Gewerbetreibenden 


(F. 3.), welche ihren Wohnſitz oder eine e 
a le⸗ 


* 
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Niederlaſſung in Deutſchland haben, dem ſtehenden Gewerbebetriebe derſelben 
zugerechnet. Preußiſche Gewerbetreibende, welche die vorbezeichneten Arten des 
ewerbebetriebes ausüben oder durch Stellvertreter ausüben laſſen, ohne daſſelbe 
ewerbe als ſtehendes zu betreiben, ſind verpflichtet, dieſes Gewerbe vor deſſen 
Beginn, ſofern fie einen Wohnſiz in Preußen haben, bei der Kommunalbehörde 
ihres Wohnortes — in Ermangelung eines ſolchen bei der Kommunalbehörde 
des Ortes, wo der Gewerbebetrieb begonnen werden ſoll — anzumelden und 
unterliegen der Beſteuerung vom ſtehenden Gewerbe in der entſprechenden Steuer⸗ 
klaſſe nach Maßgabe der für dieſelbe beſtehenden Vorſchriften ($. 19. des Geſetzes 
vom 30. Mai 1820. Geſetz⸗Samml. S. 147. und F. 17. dieſes Geſetzes). 

Die gleiche Anmeldungsverpflichtung und Beſteuerung trifft die einem 
anderen Deutſchen Staate angehörigen Gewerbetreibenden nur dann, wenn ſie 
— daſſelbe Gewerbe in einem anderen Deutſchen Staate als ſtehendes be⸗ 
reiben. 

Ausländiſche Gewerbetreibende, welche ihren Wohnſitz oder eine gewerbliche 
Niederlaſſung in Deutſchland haben ($. 3.), werden in dieſer Hinſicht den Ge⸗ 
werbetreibenden desjenigen Staates gleichgeſtellt, in welchem ſie ihren Wohnſditz 
oder eine gewerbliche Niederlaſſung haben. 


§. 5. 

Wer ein der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen unterworfenes 
Gewerbe nach Entrichtung dieſer Steuer auch an ſeinem Wohnorte ohne Be⸗ 
gründung einer gewerblichen Niederlaſſung vorübergehend ausübt, unterliegt 
dieſerhalb nicht der Steuer vom ſtehenden Gewerbebetriebe. 


$. 6. | 
Wer ein der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen unterliegendes dene 
Gewerbe ($$. 1. und 3.) ausüben will, iſt verpflichtet, daſſelbe für jedes Jahr, en ur Ein 
in welchem der Gewerbebetrieb ftattfinden ſoll, behufs Entrichtung der Steuer löſung des Gewerbe, 
anzumelden und einen die Bezeichnung der Perſon, der Art und des Gegen⸗ ſcheines. 
ſtandes des Gewerbebetriebes, der Anzahl der mit uführenden Begleiter, Fuhr⸗ 
werke oder Waſſerfahrzeuge, ſowie die Feſtſetzung der Steuer und die Quittung 
über deren Entrichtung oder die Beſcheinigung der Steuerfreiheit (§. 13.) ent⸗ 
altenden Gewerbeſchein für das betreffende Jahr vor Beginn des Gewerbe 
betriebes einzulöſen. Der Gewerbeſchein iſt nur für die Perſon und das 
alenderjahr gültig, für welche derſelbe ausgefertigt iſt. 
Die Anmeldung iſt, inſofern es zu dem beabſichtigten Gewerbebetriebe 
nach den Vorſchriften der Reichs⸗Gewerbeordnung des Legitimationsſcheines 
einer Preußiſchen Behörde bedarf, mit dem Antrage auf Ertheilung des letzteren 
f 1. verbinden und wird alsdann regelmäßig auch der Gewerbeſchein mit dem 
egitimationsſchein verbunden. 
Andernfalls iſt die Anmeldung bei der Polizeibehörde des Wohnortes des 
ewerhetreibenden, und wenn derſelbe innerhalb des Preußiſchen Staates keinen 
Wohnſitz hat, bei der Polizeibehörde des Ortes, an welchem er den Gewerbe⸗ 
etrieb in Preußen beginnen will, — in Berlin ſtets bei der Direktion für die 
erwaltung der direkten Steuern — ſchriftlich oder zu Protokoll zu bewirken. 
Gr. 8428) Für 
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Für Ortſchaften der vierten Gewerbeſteuer-Abtheilung erfolgt die Anmeldung 
bei der Polizeibehörde des Kreiſes (Landrath, Kreishauptmann c.). Bei der 
Anmeldung muß der Gegenſtand des Gewerbebetriebes, die Anzahl der mit- 
zuführenden Begleiter, Fuhrwerke oder Waſſerfahrzeuge angegeben, auch auf Er⸗ 
fordern über die Verrichtungen der Begleiter, die Beſchaffenheit und Beſtimmung 
der Transportmittel Auskunft ertheilt werden. Nach Maßgabe der Anmeldung 
fertigt diejenige Behörde, welcher die Feſtſetzung der Steuer obliegt, den Ger 
werbeſchein aus und überweiſt denſelben der mit der Einziehung der Steuer 
beauftragten Kaſſe zur Aushändigung gegen Erlegung der Steuer. 

Die Feſtſetzung der Steuer 8 5 durch die Regierung, kann jedoch für 
einzelne nee des Gewerbebetriebes im Umherziehen den der Regierung 
nachgeordneten . von dem Finanzminiſter übertragen werden. 

Wegen der Form der Gewerbeſcheine, wegen der Verbindung derſelben 
mit den Legitimationsſcheinen und wegen des ae Verfahrens hat der 
1 die erforderlichen Anordnungen zu erlaſſen. In die mit einem 

egitimationsſcheine nicht verbundenen Gewerbeſcheine kann auch das Signalement 
des Inhabers aufgenommen werden. 
„ 7. 

Will der Gewerbetreibende nach Einlöſung des Gewerbeſcheines im Laufe 

des Jahres ein anderes als das darin bezeichnete Gewerbe im Umherziehen be- 

innen oder letzteres 85 andere als die im Gewerbeſcheine bezeichneten Gegen⸗ 
ſtände, Waaren oder Leiſtungen ausdehnen, oder Be leiter, Fuhrwerk oder 
Waſſerfahrzeuge mitführen, ohne daß dies im Gewerbeſcheine vermerkt iſt, oder 
in größerer als der darin angegebenen Anzahl, fo ift er verpflichtet, hiervon vor- 
herige Anmeldung behufs Aenderung beziehungsweiſe Ergänzung des eingelöſten 
oder Ertheilung eines anderen Gewerbeſcheines zu machen. Die Beſtimmungen 
des $. 6. finden hierbei gleichmäßige e LER 

Inſofern die beabfichtigte Aenderung des Gewerbebetriebes eine Erhöhung 
der Steuer ($. 9.) oder die Entziehung der Steuerfreiheit (§. 13.) bedingt, hat 
die Regierung zugleich den zu entrichtenden Steuerſatz, auf welchen jedoch der 
für das betreffende Jahr bereits entrichtete Steuerbetrag in Anrechnung gebracht 
wird, anderweit Ielgufeßen und die Aushändigung des Gewerbeſcheines gegen 
Erlegung des Mehrbetrages zu veranlaſſen. 


$. 8. 

Der Inhaber eines Gewerbeſcheines iſt verpflichtet, dieſen während der 
thatſächlichen Ausübung des Gewerbebetriebes bei ſich zu führen und auf Er 
ordern den zuſtändigen Behörden und Beamten vorzuzeigen, er darf weder den 
Gewerbeſchein an einen Anderen überlaſſen, noch Begleiter in größerer als der 
in dem Gewerbeſcheine angegebenen Anzahl mitführen. 

N 

Die Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen beträgt in der Regel 
48 Mark für jedes Kalenderjahr. a 

Die Regierungen ſind jedoch ermächtigt, nach näherer Anweiſung des 
Finanzminiſters 

1) für 


. 


1) für Gewerbe geringerer Art (vergl. nachſtehend unter a. und b.), ſo⸗ 
fern ſolche nicht in einem für dieſelben ungewöhnlichen Umfange be⸗ 
trieben werden, ſowie auch für andere Gewerbe, wenn ſie in erheblich 
eringerem als dem gewöhnlichen Umfange betrieben werden, oder der 
Gewerbebetrieb durch beſondere Umſtände (körperliche Gebrechen, hohes 
Alter des Gewerbetreibenden u. dergl. m.) beeinträchtigt wird, ermäßigte 
Jahresſteuerſätze von 36, 24, 18, 12 und 6 Mark, 

für Gewerbebetriebe von bedeutendem Umfange, wie diejenigen der 
Vorſteher großer Schauſpieler⸗, Muſiker⸗, Kunſtreiter⸗ und ähnlicher 
Geſellſchaften, der Pferde- und Viehhändler mit erheblichem Betriebs- 
kapital und Umſatz, der mit größeren Waarenlagern umherziehenden 
Handeltreibenden u. ſ. w. erhöhte Jahresſteuerſätze von 72/6 oder 
144 Mark feſtzuſetzen. Insbeſondere kann zufolge der Beſtimmung 
unter 1. die Steuer 

a) für das Sammeln geringwerthiger Erzeugniſſe und Abgänge der 
8 und Landwirthſchaft und für das Anbieten gewerblicher 

eiſtungen von untergeordneter Beſchaffenheit (Ausbeſſern grober 
998 x.) und dieſen gleichzuftellende Gewerbebetriebe bis auf 
art, 

b) für das Feilbieten von Lebensmitteln, Haushaltungs⸗ und Wirth⸗ 
ſchaftsbedürfniſſen und anderen Waaren von geringem Werthe 
(groben Holz-, Eiſen⸗, Thon, Bürſtenbinderwaaren u. dergl.) 
und dieſen gleichzuſtellende Gewerbebetriebe bis auf 12 Mark, 
ausnahmsweiſe auch bis auf 6 Mark 

ermäßigt werden und ſoll, falls nicht aus der Art und Weiſe der 

Ausübung des Gewerbes (Anzahl der Begleiter u. dergl.) oder ſon⸗ 

ſtigen Umſtänden auf einen größeren als den bei dieſen Gewerben ge⸗ 

wöhnlichen Umfang zu ſchließen iſt, für die Gewerbebetriebe zu a. und 

b. den Steuerſatz von 24 Mark nicht überſchreiten. 


§. 10. 

Den Mitgliedern von Muſiker-, Schauſpieler-, Kunſtreiter⸗ und ähnlichen 
Geſellſchaften, welche aus mindeſtens vier Perſonen beſtehen und unter einem 
Vorſteher ihr Gewerbe betreiben, können ermäßigte Steuerſätze in gleicher Weiſe, 
wie den im F. 9. unter b. bezeichneten Gewerbetreibenden bewilligt werden. Die 
Gewerbeſcheine für die Vorſteher und die Mitglieder ſolcher Geſellſchaften können 
in einen Gewerbeſchein zuſammengefaßt werden. 


$. 11. 

Die Steuer für den ausſchließlich auf die Hohenzollernſchen Lande be 
ſchränkten Gewerbebetrieb im Umherziehen beträgt in der Regel 10 Mark für jedes 
Jahr. Die Regierung in Sigmaringen iſt jedoch ermächtigt, nach näherer An⸗ 
weiſung des Finanzminiſters unter den im F. 9. zu 1. bezeichneten Vorausſetzungen 
ermäßigte Steuerſätze von 7, 5, 4 oder 2 Mark feſtzuſetzen und für Mitglieder 
von Muſiker⸗, Schaufpieler-, Kunſtreiter- und ähnlichen Geſellſchaften, welche 
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nur während einer Zeit von höchſtens vier Wochen in den Hohenzollernſchen 
Landen ihr Gewerbe ausüben, noch niedrigere Sätze anzuwenden. 

Wer nach Entrichtung der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen 
in den Hohenzollernſchen Landen ſeinen Gewerbebetrieb in einem anderen Theile 
der Monarchie im Umherziehen ausüben will, iſt verpflichtet, zuvor die Aus⸗ 
dehnung des Gewerbeſcheines durch diejenige Regierung, in deren Bezirk das 
Gewerbe zuerſt betrieben werden ſoll, zu beantragen und die nach den Vorſchriften 
im H. 9. zu beſtimmende Steuer, jedoch unter Anrechnung des in den Hohen⸗ 
zollernſchen Landen erlegten Betrages, zu entrichten. 


. 12. 


Die Angehörigen ſolcher außerdeutſchen Staaten (§. 3.), mit denen kein 
Uebereinkommen dieſerhalb getroffen iſt, haben auf eine Ermäßigung des Steuer- 
ſatzes nach Maßgabe der Beſtimmungen im F. 9. unter 1. und im $. 11. keinen 


Anſpruch. 
$. 13. 
Befreiung von der Der Finanzminiſter kann ausnahmsweiſe für a Gewerbsarten oder 
Beet: in einzelnen Fällen den Gewerbebetrieb ſteuerfrei geſtatten und demgemäß die 
Regierungen zur Ertheilung ſteuerfreier Gewerbeſcheine ermächtigen. 
$. 14. 


Vorbehalte wegen der Inſoweit nach der Verfaſſung und den Geſetzen des Deutſchen Reichs 
ober bach beſonderen Verträgen und Vereinbarungen nichtpreußiſche Gewerbe⸗ 
treibende auf Befreiung von der Gewerbeſteuer oder auf Ermäßigung derſelben 
für Ausübung des Gewerbebetriebes in Preußen Anſpruch haben, wird hieran 
durch dieſes Geſetz nichts geändert. | 
Ingleichen bewendet es bei der dem Finanzminiſter ertheilten Ermächtigung 
für die Angehörigen ſolcher Länder, in welchen die dieſſeitigen Staatsangehörigen 
minder günſtig als die eigenen r e behandelt und außer Verhältniß zu 
den von den Angehörigen anderer Länder in Preußen zu entrichtenden Steuern 
nn werden, wie für diejenigen, welche für Rechnung der Angehörigen folcher 
Länder ein Gewerbe im Umherziehen in Preußen betreiben wollen, die Steuer 
bis auf das Achtfache zu erhöhen. 


F. 15. 


Erftattung der Steuer. Wegen Abſtandnahme vom Beginn des Gewerbebetriebes, ſowie wegen Ein⸗ 
ſtellung, Unterbrechung oder Verminderung des Betriebes im Laufe des Jahres 
findet eine Erſtattung der Steuer für den eingelöſten Gewerbeſchein oder eines 
Theiles derſelben in 5 Regel nicht ſtatt. 

ſt jedoch wegen unvorhergeſehener, von dem Willen des Inhabers des 
Gewerbeſcheines unabhängiger Ereigniſſe der Beginn des Gewerbebetriebes unter⸗ 
blieben oder der Betrieb eingeſtellt worden und wird der Gewerbeſchein inner⸗ 
halb einer Friſt von 6 Monaten nach der Einlöſung zurückgegeben, ſo kann die 
entrichtete Steuer erſteren Falls ganz, im letzteren Falle zu einem verhältniß⸗ 
mäßigen Theile erſtattet werden. 3 
n 
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In Fällen ſolcher Art ſind die Regierungen auch ermächtigt, auf Antrag 

des Inhabers des Gewerbeſcheines oder ſeiner Hinterbliebenen behufs Fortſetzung 
des Gewerbebetriebes für deren Rechnung einen neuen Gewerbeſchein für den 
Reſt des Jahres zu ermäßigtem Steuerſatze oder ſteuerfrei zu ertheilen. 

Tritt in Folge unvorhergeſehener Ereigniſſe eine allgemeine Unterbrechung 
der Ausübung des Gewerbebetriebes im Umherziehen oder einzelner Gattungen 
deſſelben, wenn auch nur in einem Theile der Monarchie, ei, fo iſt der Finanz⸗ 
miniſter ermächtigt, den davon betroffenen Gewerbetreibenden die erlegte Gewerbe⸗ 
ſteuer ganz oder theilweiſe erſtatten zu laſſen. 


$. 16. 

N es glaubhaft gemacht, daß ein Gewerbeſchein verloren, vernichtet oder Verluſt des Gewerbe, 
unbeaichber ein 0 kant die Ertheilung einer neuen Ausfertigung des⸗ ſcheines. 
ſelben gegen Erſtattung der Auslagen einſchließlich der etwaigen Amortiſations⸗ 
koſten verlangt werden. Durch das Vorzeigen beglaubigter Abſchriften kann 
den Vorſchriften des $. 8. nicht genügt werden. 


8 
Die Beſtimmung unter b. im 8 39. des Geſetzes wegen Entrichtung der Staaſbeſtumungen. 
Gewerbeſteuer vom 30. Mai 1820. (Geſetz⸗Samml. S. 147.) wird aufgehoben 
und durch nachfolgende Beſtimmung erſetzt: 
„Wer, den geſetzlichen Vorſchriften wegen Entrichtung der Ge⸗ 
werbeſteuer entgegen, den Anfang eines ſteuerpflichtigen ſtehenden Ge— 
werbes nicht anzeigt, verfällt in eine Geldſtrafe, welche dem doppelten 
Betrage der einjährigen Steuer gleichkommt.“ 


$. 18. 

Wer, ohne einen Gewerbeſchein eingelöſt zu haben, ein der Steuer vom 
Gewerbebetriebe im Umherziehen unterworfenes Gewerbe betreibt, wird mit einer 
dem doppelten Betrage der Jahresſteuer für das betriebene Gewerbe gleichen 
Geldſtrafe beſtraft. a 9 15 


a Wer nach Einlöſung eines Gewerbeſcheines für das betreffende Jahr ein 
anderes der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen unterliegendes Gewerbe 
betreibt, als das in dem Gewerbeſchein bezeichnete, oder den Gewerbebetrieb im 
Umherziehen auf andere als die darin bezeichneten Gegenſtände (Waaren oder 
Leiſtungen) ausdehnt, verfällt in eine Geldſtrafe, die dem Doppelten desjenigen 

etrages gleichkommt, um welchen die entrichtete Steuer geringer iſt, als die 
dem thatſächlich ausgeübten Gewerbebetriebe entſprechende Steuer. 


F. 20. 
Die Beſtimmungen der $$. 18. und 19. finden, wenn die Gegenſtände 
des Gewerbebetriebes zu denjenigen gehören „welche vom An⸗ und Verkauf im 
Umherziehen ausgeſchloſſen find & 56. der Neich8 - Gewerbeordnung vom 
21. Juni 1869.), ebenfalls, jedoch mit der Maßgabe Anwendung, daß ſtets, 
auch in den Fällen des F. 19., auf eine dem doppelten Betrage des Jahres- 
Jahrgang 1876. (Nr. 8428.) 37 ſteuer⸗ 


Strafverfahren. 
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ſteuerſatzes von 48 Mark, in den Hohenzollernſchen Landen von 10 Mark, gleich 
kommende Geldſtrafe zu erkennen iſt. 


§. 21. 


Wer nach Entrichtung der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen 
in den Hohenzollernſchen Landen fein Gewerbe den Vorſchriften im F. 11. ent⸗ 
gegen in einem anderen Theile der Monarchie im Umherziehen betreibt, ohne 
vorherige Einlöſung des ausgedehnten Gewerbeſcheines, hat eine dem doppelten 
Betrage der für die Ausdehnung des Gewerbeſcheines zu erlegenden Steuer 
gleiche Geldſtrafe verwirkt. 8 

$. 22. 

Neben den in den $$. 17. 18. 19. und 21. vorgeſchriebenen Geldſtrafen 

iſt die vorenthaltene Steuer zu entrichten. 


F. 23. 

Wird feſtgeſtellt, daß die in den $$. 18. bis 21. bezeichneten ſtrafbaren 
Handlungen im Auftrage und für Rechnung einer anderen Perſon ausgeübt 
And » Jo iſt gegen den Auftraggeber auf die gleiche Strafe, wie gegen den Be⸗ 
auftragten zu erkennen, und haften Beide ſolidariſch für die Strafbeträge, die 
Koſten und die vorenthaltene Steuer. 


$. 24. 


Wird feſtgeſtellt, daß in den Fällen der §§. 18. 19. und 21. der that⸗ 
ſächlich ausgeübte Gewerbebetrieb bei rechtzeitiger Beobachtung der Vorſchriften 
in den $$. 6. 7. und 11. ſteuerfrei, beziehungsweiſe ohne Erhöhung des ſchon 
entrichteten Steuerſatzes hätte ftattfinden dürfen, fo tritt an die Stelle der in den 
$$. 18. bis 21. beſtimmten Geldſtrafen eine ſolche zum Betrage von 1 bis 30 Mark. 


F. 25. 


Für jede Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften des F. 8. trifft den In⸗ 
haber eines Gewerbeſcheines eine Geldſtrafe von 1 bis 30 Mark, ſofern nicht 
wegen Verbindung des Legitimationsſcheines mit dem Gewerbeſcheine auf diefelbe - 
. oder Unterlaſſung ſchon die Strafbeſtimmungen im $. 149. unter 

r. 2. 4. 5. der Reichs-Gewerbeordnung Anwendung finden. 


$. 26. 


Die auf Grund dieſes Geſetzes feſtzuſetzenden, aber nicht beizutreibenden 
Geldſtrafen ſind nach Maßgabe der für Uebertretungen geltenden Beſtimmungen 
des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reich ($$. 28. und 29.) in Haft umzu⸗ 
wandeln. ‚ 

§. 27. 


Die Unterſuchung und Entſcheidung in Betreff der in den $$. 17. bis 24. 
bezeichneten ſtrafbaren Handlungen ſteht dem Gerichte zu, wenn nicht der Be— 
ſchuldigte die von der Regierung vorläufig feſtzuſetzende Geldſtrafe u den 

urch 


e 


durch das Verfahren gegen ihn entſtandenen Koſten binnen einer ihm bekannt 
gemachten Friſt freiwillig zahlt. 

Die Regierungen ſind ermächtigt, hierbei eine mildere als die in den 
H. 17. bis 21. vorgeſchriebene Strafe in Anwendung zu bringen. 

Iſt der Beſchuldigte in Haft oder hat derſelbe in Preußen keinen Wohn⸗ 
ſitz, ſo erfolgt das Einſchreiten des Gerichts ohne vorläufige Keſtſckung der 
Strafe durch die Regierung. Daſſelbe findet ſtatt, wenn die Regierung aus 
ſonſtigen Gründen von der vorläufigen Feſtſetzung der Strafe Abſtand zu nehmen 
erklärt oder der Angeſchuldigte hierauf verzichtet. 

Bei den gerichtlichen Unterſuchungen kommen auch ferner die beftehenden 
Vorſchriften in Anwendung, welche ein adminiſtratives Strafverfahren vor⸗ 


ausſetzen. 9 28 


Bei den gerichtlichen Entſcheidungen iſt hinſichtlich der Höhe der in den 
$$. 17. 18. 19. und 21. vorgeſchriebenen Geldſtrafen die von der Regierung 


5 feſtzuſetzende Jahresſteuer zum Grunde zu legen. 


Ingleichen iſt für die im H. 24. bezeichnete Feſtſtellung im gerichtlichen 
Verfahren die einzuholende Erklärung der Regierung maßgebend. 

Die Entſcheidung wegen der vorenthaltenen Steuer (§. 22.) verbleibt in 
allen Fällen der Regierung. 


§. 29. 


In den in den $$.18. bis 21. gedachten Fällen können die zum Gewerbe ⸗ 
betriebe im Umherziehen mitgeführten Gegenſtände, ſoweit es zur Sicherſtellung 
der Steuer, Strafe und der Koſten oder zum Beweiſe der ſtrafbaren Handlung 
erforderlich iſt, in Beſchlag genommen werden. 


$. 30. 


Bei der Unterſuchung und Entſcheidung wegen der im $. 25. dieſes Ge⸗ 
ſetzes und im $. 39. unter a. des Geſetzes wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer 
vom 30. Mai 1820. bezeichneten ſtrafbaren Handlungen (Unterlaffen der An⸗ 
meldung eines nicht ſteuerpflichtigen Gewerbes und des Aufhörens eines Gewerbes) 
findet eine Feſtſetzung der Strafe durch die Regierung ($. 27.) nicht ſtatt. 


$. 31. 


Die in dieſem Geſetze den Regierungen zugewieſenen Befugniſſe und 
Obliegenheiten kommen gleichmäßig der Finanzdirektion für die Provinz Han⸗ 
nover und der Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern in Berlin 
für deren Geſchäftsbezirk zu. 

F. 32. 


Die Vorſchriften des Geſetzes über die Verjährungsfriſten bei öffentlichen 
Abgaben vom 18. Juni 1840. (Geſetz-Samml. S. 140.) finden, ſoweit nicht 
das gegenwärtige Geſetz etwas Anderes beſtimmt, auch auf die Steuer vom 


Gewerbebetriebe im Umherziehen Anwendung. 
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$. 33. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1876. in Kraft. Die bisherigen 
Vorſchriften über die Beſteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen, ins— 
beſondere die $$. 7. 8. 20. bis 24. 34. unter b., 40. und 42. unter a. des 
Gewerbeſteuergeſetzes vom 30. Mai 1820. (Geſetz-Samml. S. 147.), die Be⸗ 
ſtimmungen der Beilage B. zu demſelben Geſetze unter Littr. I. der F. 20. 
und der F. 21. unter 3. des Geſetzes vom 19. Juli 1861. „betreffend einige 
Abänderungen des Geſetzes wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer vom 30. Mai 
1820. (Geſetz-Samml. S. 697.), das Regulativ über den Gewerbebetrieb im 
Umherziehen vom 5 nr (Geſetz-Samml. ©. 125.), das Regulativ vom 
4. Dezember 1836., den Gewerbebetrieb im Umherziehen betreffend (GeſetzSamml. 
für 1837. S. 14.), die Allerhöchſten Kabinets-Ordres vom 6. Oktober 1829. 
(Geſetz⸗Samml. für 1830. S. 1.), vom 30. Juni 1833. (Geſetz-Samml. S. 81.), 
vom 14. Oktober 1833. (Geſetz-Samml. S. 126.), vom 31. Dezember 1836. 
(Geſetz⸗Samml. 1837. S. 13.), der §. 4. des Geſetzes vom 5. Juni 1874, 
betreffend einige Abänderungen der Vorſchriften über die Beſteuerung der Ge- 
werbe der Bäcker, Fleiſcher, Brauer, der Agenten der Verſicherung Sgeſellſchaften, 
der Kleinhändler und des Gewerbebetriebes im Umherziehen (Geſetz-Samml. 
S. 219.), das Geſetz, betreffend den Gewerbebetrieb im Umherziehen in den 
Sebepol ernſchen Landen vom 14. September 1857. (Geſetz-Samml. für 1858. 

9.) und die $$. 4. und 5. des Geſetzes vom 25. März 1875., betreffend 
einige Aenderungen der direkten Steuern in den Hohenzollernſchen Landen (Geſetz⸗ 
Samml. S. 181.), werden vom 1. Oktober 1876. ab, vorbehaltlich der Anwen— 
dung auf frühere Fälle, außer Kraft geſetzt. 


$. 34. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


„ Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 3. Juli 1876. 


(I. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. Achenbach. Friedenthal. Hofmann. 


U 
nen 


(Sr. 8420.) 


a 


(Nr. 8429.) Verordnung, die Entſchädigungen der Strafanſtaltsbeamten bei der Beſchäftigung 
von Gefangenen außerhalb der Anſtalt betreffend. Vom 21. Juni 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des H. 12. des Geſetzes vom 24. März 1873. (Geſetz⸗ 


Samml. S. 122.), was folgt: 

Die Entſchädigungen, welche den Strafanſtaltsbeamten bei Beaufſichtigung 
reſp. Kontrolirung 15 in Freien, außerhalb der Straf- und Gefangenanſtalten 
beſchäftigten Gefangenen zu gewähren ſind, werden fernerhin nach folgenden 
Sätzen bemeſſen: 

1) Werden die Gefangenen in ſolcher Nähe der Anſtalt beſchäftigt, daß 

ſie zur Mittagszeit in die Anſtalt zurückkehren, ſo wird weder den zur 
Leitung der detachirten Arbeiter-Abtheilung kommandirten Oberbeamten, 
noch den zur Beaufſichtigung mitgegebenen Unterbeamten eine Ver— 
gütung gewährt. 

2) Erhalten die Gefangenen die Mittagskoſt außerhalb der Anſtalt, der- 
geſtalt, daß auch die Beamten auf der Arbeitsſtelle bleiben müſſen, 
ſo werden einem Direktor drei Mark, einem als Vorſteher der Anſtalt 
angeſtellten Ober-Inſpektor zwei Mark fünf und zwanzig Pfennig, 
einem andern Oberbeamten zwei Mark, einem Unterbeamten eine Mark 
pro Tag gewährt. 

Wird ihnen Beköſtigung vom Arbeitgeber verabreicht, ſo erhalten 
ſie keine Vergütung. 

3) Iſt die Entfernung der Arbeitsſtelle von der Anſtalt ſo groß, daß 
die Gefangenen auch zur Nachtzeit nicht nach der Anſtalt zurückkehren, 
ſo werden, 

a) wenn fie für ihre Wohnung und Beköſtigung ſelbſt zu ſorgen 
haben, einem Direktor ſechs Mark, einem Ober⸗Inſpektor (Anſtalts⸗ 
vorſteher) fünf Mark, einem andern Oberbeamten vier Mark, einem 
Unterbeamten zwei Mark, 

b) wenn die Beköſtigung durch den Arbeitgeber erfolgt, einem Direktor 

wei Mark, einem Ober-Inſpektor (Anſtaltsvorſteher) eine Mark 
fünf und ſiebenzig Pfennig, einem andern Oberbeamten eine Mark 
fünfzig Pfennig, einem Unterbeamten fünf und ſiebenzig Pfennig, 

e) wenn der Arbeitgeber keine Koſt, aber freie Wohnung, Holz und 
Licht giebt, einem Direktor vier Mark, einem Ober⸗Inſpektor (als 
Anſtaltsvorſteher) drei Mark fünf und dreißig Pfennig, einem 
andern Oberbeamten zwei Mark ſiebenzig Pfennig, einem Unter⸗ 
beamten eine Mark fünfzig Pfennig 

pro Tag gewährt; 
d) wird freie Koſt und Wohnung gewährt, fo erfolgt keine Vergütung. 
Außer den vorſtehenden Tagegeldern erhalten die Strafanſtaltsbeamten 
die geſetzlichen Reiſekoſten, wenn ſie die Arbeitsſtellen, ohne mit dem Transport 
(Nr. 84298430.) der 
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der Gefangenen betraut zu ſein, zu beſuchen haben. Die vorgeſetzte Dienſtbehörde 
kann jedoch, wenn es ſich um periodiſch wiederkehrende Reiſen nach der Arbeits- 


ſtelle handelt, feſte Pauſchſätze anordnen, welche die gehabten Auslagen decken 
ohne die Höhe der geſetzlichen Reiſekoſten⸗Entſchädigung zu erreichen. 55 


Diejenigen Beamten, welche den Transport der ee zu Fuß, reſp. 
mittels der durch die Anſtalt oder den Arbeitgeber geſtellten Fahrgelegenheit 
begleiten, ohne daß ſie für ihre Beförderung Koſten aufzuwenden haben, erhalten 
keine Reiſekoſten⸗Entſchädigung. 


Bad Ems, den 21. Juni 1876. 


(J. S.) Wilhelm. 
Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 8430.) Allerhöchſter Erlaß vom 21. Juni 1876., betreffend die Errichtung einer fünften 
Königl. Eiſenbahn⸗Kommiſſion für die Verwaltung der Oſtbahn mit dem 
Sitze in Thorn. ö 


Auf Ihren Bericht vom 17. Juni d. J. genehmige Ich in Verfolg Meiner 
Erlaſſe vom 30. April 1873. (Geſetz-Samml. S. 224.) und vom 29. Oktober 
1875. (Geſetz-Samml. ©. 599.), daß für die Verwaltung der Oſtbahn eine 
Königl. Eiſenbahn-Kommiſſion mit dem Sitze in Thorn nach Maßgabe der in 
Meinem Exlaſſe vom 28. September 1872. (Geſetz-Samml. ©. 637.) gegebenen 
Beſtimmungen errichtet werde. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Bad Ems, den 21. Juni 1876. 


Wilhelm. 
Achenbach. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 
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Bekanntmachung. 


Naß Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 29. Mai 1873., betreffend das der Militair- 
Verwaltung verliehene Enteignungsrecht bezüglich der zu den fortifika⸗ 
toriſchen Erweiterungs- und Umgeſtaltungsbauten in Cöln, Coblenz, 
Spandau, Cüſtrin, Poſen, Thorn, Danzig, Königsberg, Glogau, Neiffe, 
Memel, Pillau, Colberg, Swinemünde, Stralſund, Friedrichsort, Sonder⸗ 
burg⸗Düppel, Wilhelmshaven, ſowie der zur Befeſtigung an der unteren 
Weſer und an der unteren Elbe erforderlichen Grundſtäcke ; Sofern deren 
freihändiger Ankauf durch gütliches Uebereinkommen nicht bewirkt werden 
kann, durch die Amtsblätter 


der Königl. Regierung zu Liegnitz Jahrgang 1875. Nr. 42. S. 285. 
lege en den 16. Oktober 1875, : 


der Königl. Regierung zu Poſen Jahrgang 1876. Nr. 6. S. 63. 
ausgegeben den 9. Februar 1876., 8 / 


der Königl. Regierung zu Marienwerder Jahrgang 1876. Nr. 19., 
2 119., ausgegeben den 11. Mai 1876., 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 6. Auguſt 1875., betreffend das der Stadt⸗ 
gemeinde Anklam verliehene Enteignungsrecht bezüglich einer 63 Meter 
großen Weiche zum Zweck der Verbreiterung, und Regulirung des Fuß⸗ 
gänger⸗Weges in der Stettiner Straße in der Steinvorſtadt, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stettin Jahrgang 1875. Nr. 38. 
S. 190., ausgegeben den 17. September 1875. 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 12. Januar 1876., betreffend die Genehmigung 
des nach dem Beſchluß der außerordentlichen Generalverſammlung der 
S e ee des Großherzogthums Poſen feſtgeſtellten Revidirten 

tatuts der Provinzial⸗Aktienbank des Großherzogthums Poſen durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 18. S. 177. bis 183., 
ausgegeben den 3. Mai 1876.) 


die a Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Urkunde vom 4. März 1876., 
betreffend die Betheiligung der Magdeburg ⸗Halberſtädter Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft an der Berliner Stadt⸗Eiſenbahngeſellſ aft, ſowie den Bau 
und Betrieb einer Anſchlußbahn von der Station Spandau der Berlin- 
Lehrter Eiſenbahn nach dem Bahnhofe Charlottenburg der Stadt⸗Eiſen⸗ 
bahn und einer Anſchlußbahn von dem Centralbahnhofe zu Magdeburg 
über Neuſtadt bei Magdeburg nach Station Meitzendorf der Magdeburg⸗ 
Oebisfelder Eiſenbahn durch die Magdeburg ⸗Halberſtädter Eſenbahn. 
eſell alt ge den XIV. Nachtrag zum Statut der letzteren, durch 
ie Amtsblätter 
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— 


der 


der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 21. S. 127./128., aus⸗ 
gegeben den 20. Mai 1876., 


der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 20. S. 151./152,, aus⸗ 
gegeben den 19. Mai 1876.; 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. März 1876., betreffend die Beſtätigung 
der Revidirten Statuten der Hannoverſchen Bank, durch das Amtsblatt 
für Hannover Nr. 22., Beilage S. 1. bis 8., ausgegeben den 19. Mai 1876. 


6) das am 20. März 1876. Allerhöchſt vollzogene Statut für den Lieſchower 
Deichverband auf der Inſel Rügen durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Stralſund Nr. 20. ©.88./89., ausgegeben den 18. Mai 1876. j 


7) der Allerhöchſte Erlaß vom 1. April 1876., betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes derjenigen Anleihe, zu deren Aufnahme der Verband zur 
Regulirung der oberen Unſtrut durch das Privilegium vom 22. Juni 
1861. (Geſe⸗Samml. ©. 705.) ermächtigt worden iſt, von 5 auf 43 Pro⸗ 
zent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Erfurt Nr. 20. 
S. 90., ausgegeben den 13. Mai 1876.) 


8) das am 10. April 1876. Allerhöchſt vollzogene Statut für die Auwehr⸗ 
einwarts⸗Genoſſenſchaft zur Melioration der Auwieſen zwiſchen Nieder: 
wetter und Göttingen im Kreiſe Marburg durch das Amtsblatt der 
Königl. ge, zu Kaſſel Nr. 23. S. 98. bis 101., ausgegeben den 
17. Mai 1876. | 


9) das Allerhöchſte Privilegium vom 10. April 1876. wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender Obligationen der Stadt Boppard im Betrage 
von 240,000 Mark durch das Amtsblatt der ie Regierung zu Coblenz 
Nr. 20. S. 109. bis 111., ausgegeben den 18. Mai 1876.; 


10) der Allerhöchſte Erlaß vom 10. April 1876., betreffend die Genehmigung 
des Siebenten Nachtrags 7 dem Revidirten Reglement für die Land⸗ 
Feuerſozietät der Kurmark Brandenburg und der Niederlauſitz vom 
15. Januar 1855., durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 21. S. 164., ausgegeben 
den 26. Mal 1876, 5 

der Königl. Regierung zu Frankfurt a. d. O. Nr. 20. S. 121., aus 
gegeben den 17. Mai 1876. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


